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DÖRING-Interview für den "Kölner Stadt-Anzeiger"

Berlin. Der FDP-Generalsekretär und stellvertretende Vorsitzende der FDP-Bundestagsfraktion
PATRICK DÖRING gab dem "Kölner Stadt-Anzeiger"
(Online-Ausgabe) das folgende Interview. Die Fragen stellten BURKHARD VON PAPPENHEIM und
PETER SEIDEL:

Frage: Herr Döring, Abhören, Nicht-Abhören, endlich ein schönes Wahlkampfthema für die FDP.
Justizministerin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger hat sich ja vom Koalitionspartner fast als
Kriminelle beschimpfen lassen müssen. Gibt es da jetzt eine neue Lage?

DÖRING: Die Beschimpfung ging vom Koalitionspartner und von der SPD aus. Ich wundere mich schon,
wie Thomas Oppermann und Sigmar Gabriel die Backen aufpusten.
Denn die erste Initiative für eine anlasslose Vorratsdatenspeicherung ist von der großen
Koalition unter SPD-Beteiligung gestartet worden. Verhindert wurde sie vom
Verfassungsgericht, angerufen unter anderem von Sabine Leutheusser-Schnarrenberger. In der schwarz-
gelben Koalition haben wir gute Argumente auf unserer Seite, warum es nicht sinnvoll ist, mit der
Vorratsdatenspeicherung einen riesigen Datenhaufen von allen Bürgern anzulegen. Die Hoffnung zu
haben, dass irgendwann in diesem Haufen vielleicht eine einzelne Stecknadel die
Terrorismusbekämpfung erleichtert, reicht als Begründung nicht. Dass wir jetzt auch Zuspruch aus der
CSU bekommen, das zeigt, dass es gut und klug war, dieses dicke Brett zu bohren.

Frage: Sie wollen ja nach der Wahl wieder mit CDU und CSU regieren. Wie geht es denn dann weiter
mit der Vorratsdatenspeicherung?

DÖRING: Unsere Erwartung ist, dass nicht nur die Deutschen, sondern auch unsere Freunde in Europa
von dem Vorhaben einer europaweiten Regelung zur anlasslosen Speicherung aller Telefongespräche,
aller E-Mails und aller SMS der Bürger in Europa Abstand nehmen. Wenn sich die Union bewegt, könnte
die Bundesregierung unter Bundeskanzlerin Merkel diese Haltung in Brüssel auch offensiv vertreten.
Offenbar scheinen ja die Briten ohnehin eine andere Rechtsgrundlage - oder besser gesagt: gar keine
Rechtsgrundlage - für sich in Anspruch zu nehmen. Auch das wird in der Europäischen Union zu klären
sein.

Frage: Wollen Sie, dass das in einer Koalitionsvereinbarung steht?

DÖRING: Die bisherige Formulierung sollten wir jedenfalls nicht wiederholen. Im Ernst: Umso stärker die
FDP bei der Wahl wird, umso eher können wir gemeinsam mit der Union eine Koalitionsvereinbarung
verabreden, um in Brüssel von den bisherigen Plänen Abstand zu nehmen.

Frage: Geht das noch ein bisschen härter? Wie wichtig ist Ihnen dieses Thema bezogen auf die nächste
Regierung?

DÖRING: Das ist schon ein entscheidendes Thema. Es gibt drei Dinge, die wir angehen
müssen: Wir müssen in Europa sicherstellen, dass die parlamentarische Kontrolle der
Geheimdienste auch in unseren befreundeten Ländern in ähnlicher Weise ausgeprägt ist wie in
Deutschland. Wir müssen sicherstellen, dass wir uns unter Freunden nicht abhören, schon gar nicht in
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einer Wertegemeinschaft wie der Europäischen Union. Das geht insbesondere Richtung Großbritannien.
Und wir wollen, dass Deutschland das Thema Datenschutz und damit auch anlasslose
Vorratsdatenspeicherung offensiver in eine andere Richtung wendet.

Frage: Erstmal müssen sie als FDP den Amerikanern Dankesbriefe schicken. Denn sie haben ihrer
Partei endlich mal wieder ein Bürgerrechtsthema beschert.

DÖRING: Wir sollten diese Problematik nicht durch die Wahlkampfbrille betrachten. Edward Snowden
hat mit seinen Enthüllungen sicher keine Rücksicht auf die Bundestagswahlen genommen. Trotzdem
führen wir Liberale die Debatte gerne. Wir müssen dabei auf zwei Dingen achten: Dass kein anti-
amerikanischer Ton in diese Debatte kommt. Das wäre nicht angemessen. Und dass wir nicht
vergessen, dass auch wir Deutschen weiter ein Interesse an einer erfolgreichen Bekämpfung des
Terrorismus in der Welt haben. Wir können froh und dankbar sein, dass alle Versuche terroristischer
Anschläge in Deutschland vereitelt wurden...

Frage: ...mit Hilfe der amerikanischen Informationen...

DÖRING:... auch mit Hilfe der amerikanischen Informationen. Trotzdem bleiben wir dabei:
Terrorismusbekämpfung rechtfertigt nicht dauerhaften Rechtsbruch.

   
Quell-URL:https://www.liberale.de/content/doering-interview-fuer-den-koelner-stadt-
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